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Es werden Jahr für Jahr mehr, doch noch 
immer leben sie in einem Gesetzes-Vakuum: 
Paare ohne Trauschein. Für Sie als Notar sind 
sie nicht selten eine Herausforderung. 
Unzählige Fallkonstellationen müssen mit 
allen Eventualitäten und rechtlichen Folgen 
bedacht werden – ohne dass die Sicherheit 
eines gesetzlichen Rahmens existiert.

Praxisnahe Unterstützung zu diesem �ema 
bieten Ihnen die „NotarFormulare Nichtehe-
liche Lebensgemeinschaft“. Mit fallorien-
tierten Vorlagen sichern sie Ihnen einen 
echten Nutzen im Arbeitsalltag.

Wie kann ein Partnerschaftsvertrag zwischen 
kinderlosen Lebenspartnern aussehen? Wie 
lässt sich der wirtschaftlich schwächere 
Partner absichern? Was passiert, wenn ein 
Partner sein eingesetztes Vermögen zurück-
haben möchte? Wie lassen sich Erbansprü-
che sichern? Das neue Formular- und 
Musterbuch – jetzt in 4. Au�age – bietet 
Ihnen für viele denkbare Fallkonstellationen: 

• unterschriftsreife Musterverträge mit 
Erläuterungen 

• arbeitserleichternde Formulare und 
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• Beispielfälle mit Lösungen 

• wichtige Informationen zur aktuellen 
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Die „NotarFormulare Nichteheliche 
Lebensgemeinschaft“ unterstützen dabei, 
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(�nanzielle) Interessen der Lebenspartner die 
passenden Vereinbarungsgrundlagen zur 
Verfügung. Die Muster und Vorlagen stehen 
zum Download bereit. Das erleichtert die 
schnelle und komplette Abwicklung des 
Mandats.
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Vorwort

Nichteheliche Lebensgemeinschaften sind in ihren unterschiedlichsten Lebenslagen
mittlerweile alltägliche Begleiter der notariellen Praxis. Der Kautelarjurist ist dabei mit
einer Querschnittsmaterie konfrontiert, die nicht nur tief in die zivilrechtlichen Gebiete
des Schuld-, Grundstücks-, Familien- und Erbrechts hineinreicht, sondern auch mannig-
faltige steuerrechtliche und sozialrechtliche Facetten hat. Die dabei auftauchenden Fra-
gestellungen lassen sich am leichtesten mit einer praxisnahen Gesamtdarstellung beant-
worten, die eine fokussierte Aufbereitung des einschlägigen materiellen Rechts mit For-
mulierungsvorschlägen und Gestaltungsempfehlungen verbindet. Dies ist Aufgabe und
Ziel des vorliegenden Buches. Es soll dem mit nichtehelichen Lebensgemeinschaften be-
fassten Notariat in überschaubarer Zeit Hilfe bei der ersten Orientierung, Vertiefung und
der Rechtsgestaltung leisten.

Rechtsprechung und Literatur konnte ich bis Anfang Mai 2023 berücksichtigen.

Danken möchte ich meiner Frau, ohne deren liebevolle Anteilnahme diese Arbeit nicht zu
Stande gekommen wäre. Ihr und unseren Kindern widme ich dieses Buch.

Köln, Mai 2023 Dr. Maximilian Freiherr von Proff zu Irnich
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§ 1 Einleitung

1Angesichts einer stetig weiter ansteigenden Verbreitung nichtehelicher Lebensgemein-
schaften in Deutschland ist zu erwarten, dass ihre Bedeutung in der juristischen Praxis
noch zunehmen wird. Dies gilt umso mehr, als es im bürgerlichen Recht an einschlägigen
gesetzlichen Regelungen fehlt. Es handelt sich um eine Materie, in der dem Notar ein brei-
ter Gestaltungsspielraum zusteht, den er auch nutzen sollte, da er in einem weitgehenden
gesetzgeberischen Vakuum operiert und den Beteiligten einen erheblichen „Mehrwert“
gegenüber einem teilweise noch konturlosen, im Umbruch befindlichen Richterrecht an-
bieten kann. Hierin liegt eine anspruchsvolle Herausforderung, die mit Augenmaß und
nicht zuletzt mit Blick auf die besondere Schutzbedürftigkeit mancher Beteiligter genutzt
werden kann und sollte.

2Hinter der Bezeichnung nichteheliche Lebensgemeinschaft verbergen sich eine Vielzahl
heterogener Formen unterschiedlicher Bindungsintensität, die etwa von der kurzlebig-
unverbindlichen Studenten-Wohngemeinschaft über die „Ehe auf Probe“ als Prüfungs-
zeit im Hinblick auf eine etwaige Eheschließung bis zur dauerhaften Lebensgemeinschaft
als Alternative zur Ehe mit gemeinsamen Kindern reicht, und unterschiedlicher Rollen-
verteilung in Erwerbstätigkeit und Beruf (Einverdiener-Partnerschaft, Doppelverdie-
nerbeziehung).1 Die Kautelarpraxis trägt diesen völlig unterschiedlichen Lebenssachver-
halten durch an die individuellen Verhältnisse „maßgeschneiderte“ Vertragsmuster
Rechnung.2

3Die nichteheliche Lebensgemeinschaft kann auf drei Arten enden. Die unglücklichen sind
der Tod eines Lebensgefährten oder die Trennung, der glückliche Ausgang ist ihre Heirat.
Haben die Partner lange Zeit miteinander gelebt und ihre Vermögenssphären vermischt,
beispielsweise durch Erwerb gemeinsamer Vermögensgegenstände oder Bau eines Fami-
lienhauses aufgrund und Boden nur eines Partners, so führt insbesondere der Tod eines
Partners oder die Trennung erfahrungsgemäß häufig zum Streit, der vor Gerichten aus-
getragen wird.3

1 Strätz, FamRZ 1980, 301, 302.
2 So werden Muster unterschiedlicher Partnerschaftsverträge für die „Ehe auf Probe“ und die auf Dauer angelegte

Lebensgemeinschaft vorgestellt, etwa Grziwotz, Partnerschaftsvertrag, S. 7 ff., 99 ff.
3 Zum Ausgleich einer bereits während einer vorehelichen Lebensgemeinschaft konkludent begründeten und

während der Ehe fortgeführten Innengesellschaft (Betrieb der späteren Ehefrau) vgl. BGH NJW 2006, 1268.

§ 1
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§ 2 Vermögensausgleich nach beendeter
nichtehelicher Lebensgemeinschaft

A. Überblick

1Der Gesetzgeber hat auf die zunehmende Verbreitung nichtehelicher Lebensgemeinschaften
durch punktuelle Regelungen in verschiedenen Bereichen der Rechtsordnung reagiert. Ge-
meinsames Merkmal all dieser gesetzgeberischen Aktivitäten ist, dass sie nur das Außenver-
hältnis der Lebensgefährten zu Dritten im Privat-, Straf- oder öffentlichen Recht betreffen.
Dagegen fehlen spezielle Kodifikationen zum Innenverhältnis der Lebensgefährten. Nach
heute ganz herrschender Meinung kommt durch die Begründung einer nichtehelichen Le-
bensgemeinschaft kein Vertragsverhältnis zwischen den Lebensgefährten zustande.1 Der
Zusammenschluss zweier Personen zu einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft ist ein
rein tatsächlicher Vorgang. Auch eine Analogie zum Recht des Zugewinnausgleichs zwi-
schen Ehegatten (§§ 1371 ff. BGB) kommt nicht in Betracht.2 Die Lebensgefährten unter-
stellen sich bewusst nicht dem Eherecht. Dadurch, dass die Partner zusammenziehen oder
in anderer Weise eine nichteheliche Lebensgemeinschaft begründen, äußern sie noch keinen
Rechtsfolgenwillen. Weil die Beteiligten (zunächst) bewusst nicht die Ehe schließen möch-
ten, kommt eine Gesamtanalogie zum Eherecht nicht in Betracht. Haben sie sich auch nicht
die Ehe versprochen, kommt auch das Verlöbnisrecht nicht zur Anwendung.

2Die ältere Rechtsprechung des BGH hat schon früh den Grundsatz aufgestellt, dass nach
beendeter Lebensgemeinschaft kein Ausgleich oder eine Vermögensauseinandersetzung
stattfindet.3 Als Ausnahme hiervon hat die Rechtsprechung nur die Fälle anerkannt, in de-
nen ein Partner einen Vermögensstand allein erwirbt, der vom anderen Partner jedoch we-
sentlich mitfinanziert wird, wenn die Beteiligten sich darüber einig waren, dass der Ver-
mögensgegenstand ihnen beiden wirtschaftlich gehören soll.4 In diesen Fällen hat die
Rechtsprechung lange Zeit angenommen, dass eine Innengesellschaft bürgerlichen

1 Ebenso BGH v. 8.7.1996, II ZR 340/95, NJW 1996, 2727; Grziwotz, Die nichteheliche Lebensgemeinschaft,
§ 5, Rn 13 m.w.N.; Strätz, FamRZ 1980, 301, 305 f.; Simon, JuS 1980, 252, 253; Messerle, JuS 2001, 28, 31;
Röthel, Jura 2006, 641, 648. A.A. nur die Theorie vom Zusammenlebensvertrag, die nur von Roth-Stielow,
JR 1978, 233 f. vertreten wird.

2 LG Aachen v. 30.9.1987, 11 O 132/87, NJW-RR 1988, 450.
3 BGH v. 24.3.1980, II ZR 191/79, BGHZ 77, 55, 58 = NJW 1980, 1520, 1521; BGH NJW 1983, 1055; BGH NJW

1992, 906, 907; BGH NJW 1996, 2727; BGH NJW 1997, 3371; BGH NJW 2004, 59, 60; BGH NJW-RR 2005,
1089, 1090 f.; BGH v. 25.11.2009, XII ZR 92/06, NJW 2010, 998 = ZEV 2010, 145 m. Anm. Muscheler; BGH v.
3.2.2010, XII ZR 53/08, NJW 2010, 868 = FamRZ 2010, 542; NJW-Spezial 2010, 229. Zust. Röthel, Jura 2006,
641, 648. Vgl. auch OLG Brandenburg v. 26.1.2010, 13 W 67/09, BeckRS 2010, 04800; OLG Bremen v.
4.1.2013, 4 W 5/12, NJW-RR 2013, 197.

4 Vgl. bereits BGH WM 1965, 793; BGH NJW 1986, 51; 1992, 906, 907; BGH NJW-RR 1996, 1473; BGH NJW
1997, 3371 f.; BGH NJW-RR 2005, 1089, 1091; OLG Hamm NJW 1980, 1530.
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Rechts zustande kommt. Der BGH unterschied nicht danach, ob die Partner den Ver-
mögensgegenstand, insbesondere die Immobilie, zu eigenen (Wohn-) Nutzungszwecken
oder zur Erzielung von Einkünften (z.B. Betriebe, Renditeobjekte) verwendeten.5 Lange
Zeit hat die Rechtsprechung des BGH – entgegen anders lautenden Urteilen mancher
Obergerichte6 – es abgelehnt, Rückforderungsansprüche unter dem Gesichtspunkt eines
Wegfalls der Geschäftsgrundlage (§ 313 BGB) oder Ansprüche auf Rückgabe wegen un-
gerechtfertigter Bereicherung unter dem Gesichtspunkt eines Wegfalls des mit der Leis-
tung verfolgten Zwecks (§ 812 Abs. 1 S. 2, 2. Alt. BGB) zuzusprechen.7 Begründet
wurde dies damit, dass jeder der beteiligten Partner damit rechnen müsse, dass die Le-
bensgemeinschaft durch Trennung enden kann. Es wurde weiter ins Feld geführt, dass
die nichteheliche Lebensgemeinschaft als rein tatsächlicher Vorgang keine Geschäfts-
grundlage sein könne.8 Ein gegebenenfalls vereinbarter Zweck im Sinne des § 812 Abs. 1
S. 2, 2. Alt. BGB habe sich bereits durch das Zusammenleben verwirklicht.9

3 In zwei Grundsatzurteilen vom 9.7.200810 hat der BGH seine bisherige Rechtsprechung
aufgegeben. Die Urteile hatten finanzielle Beiträge bzw. Arbeitsleistungen eines Partners
zum Gegenstand, die gemeinsam bewohnten Immobilien zu Gute kamen. Der BGH erkennt
nun erstmals an, dass ein Partner nach der Trennung gegen den Anderen Ansprüche wegen
Wegfalls der Geschäftsgrundlage (§ 313 BGB) und wegen Nichterreichung des mit der
Leistung verfolgten Zwecks (§ 812 Abs. 1 S. 2 Alt. 2 BGB) haben kann. Die Urteile des
BGH vom 9.7.200811 bedeuten eine Abkehr von einer jahrzehntelangen feststehenden
Rechtsprechung. Sie sind von äußerst hoher praktischer Bedeutung. Ihre Folgen sind
noch nicht vollständig absehbar. Insbesondere ist noch nicht klar, in welchem Umfang
die alte Rechtsprechung obsolet geworden ist. Die Urteile des BGH vom 9.7.200812 sind
zu der Fallkonstellation ergangen, dass die nichteheliche Lebensgemeinschaft durch Tren-
nung (nicht durch Tod) endete und ein Partner vom anderen die Erstattung von Beiträgen
verlangte, die dessen (Miteigentumsanteil an einer) Immobilie zu Gute gekommen waren.

5 BGH WM 1965, 793; NJW-RR 1993, 774; OLG Bremen NZG 1999, 25. A.A. Schulz, FamRZ 2007, 593,
596 ff.; OLG Hamm NJW-RR 1990, 1223; OLG Naumburg, NJW-RR 2003, 578.

6 OLG Düsseldorf FamRZ 1997, 1110, 1112; OLG Naumburg NJW 2006, 2418; Schulz, FamRZ 2007, 593, 596.
7 BGH NJW 1983, 1055; OLG Celle NJW-RR 2000, 1675; offenlassend jüngst BGH NJW 2008, 443 m. Anm.

v. Proff = BGH FamRZ 2008, 247 m. Anm. Grziwotz.
8 BGH v. 24.3.1980, II ZR 191/79, BGHZ 77, 55, 60 = NJW 1980, 1520; BGH NJW 1983, 1055; 2004, 58, 59;

BGH NJW-RR 2005, 1089, 1091; Sandweg, BWNotZ 1990, 49, 55; Lipp, AcP 180 (1980), 537, 579 f.; Röthel,
Jura 2006, 641, 648 f.; Burger, FamRZ 2003, 1543, 1544.

9 OLG Hamm NJW-RR 1990, 1223; OLG Celle NJW-RR 2000, 1675.
10 BGH v. 9.7.2008, XII ZR 179/05, DNotZ 2009, 52 m. Anm. Löhnig = NJW 2008, 3277 = RNotZ 2008, 611

m. Anm. v. Proff; BGH v. 9.7.2008, XII ZR 39/06, NJW 2008, 3282.
11 BGH v. 9.7.2008, XII ZR 179/05, DNotZ 2009, 52 m. Anm. Löhnig = NJW 2008, 3277 = RNotZ 2008, 611

m. Anm. v. Proff; BGH v. 9.7.2008, XII ZR 39/06, NJW 2008, 3282.
12 BGH v. 9.7.2008, XII ZR 179/05, DNotZ 2009, 52 m. Anm. Löhnig = NJW 2008, 3277 = RNotZ 2008, 611

m. Anm. v. Proff; BGH v. 9.7.2008, XII ZR 39/06, NJW 2008, 3282.
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4Der BGH hat sich nicht dazu geäußert, was gilt, wenn die nichteheliche Lebensgemein-
schaft durch Tod endet und andere Beiträge eines Partners im Streit stehen, z.B. Geldüber-
weisungen. Auch hierzu ist in letzter Zeit höchstrichterliche Rechtsprechung ergangen.
Mit Urt. v. 25.11.200913 hat der BGH für den Fall, dass der spendierfreudigere Partner
(zuerst) stirbt, entschieden dass seinen Erben regelmäßig keine Ausgleichsansprüche zu-
stehen.14 Zugleich hat der BGH in diesem Urteil und in einem Urt. v. 3.2.201015 bestätigt,
dass für Beiträge des alltäglichen Bedarfs unverändert das Ausgleichsverbot der alten
Rechtsprechung fortgilt.

5Vor diesem Hintergrund empfiehlt es sich, sich zunächst die „alte“, bis zum 9.7.2008 er-
gangene Rechtsprechung des BGH vor Augen zu führen und anschließend die Urteile des
BGH vom 9.7.2008 sowie die Folgerechtsprechung zu analysieren.

B. Alte BGH-Rechtsprechung bis zum 9.7.2008

I. Ausgleichsverbot

6In seiner bis zu den Urteilen vom 9.7.200816 ständigen Rechtsprechung lehnte der BGH es
grundsätzlich ab, nach der Beendigung einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft in die
Vermögenszuordnung der Partner einzugreifen. Die Rechtsprechung unterschied dabei
nicht, ob die Lebensgemeinschaft durch Trennung oder durch Tod geendet hatte.17

Hauptmotiv dieser Rechtsprechung war, zu vermeiden, dass der Partner, der finanzielle
Beiträge erbracht hat, besser gestellt wird, als derjenige, der sich mit im Nachhinein
kaum bewert- und bezifferbaren Eigenleistungen insbesondere im Haushalt eingebracht
hat.18 Als Ausnahme von diesem Ausgleichsverbot erkannte der BGH neben ausdrück-
lichen abweichenden Vereinbarungen Ausgleichsansprüche im Wesentlichen nur unter
dem Gesichtspunkt einer durch konkludentes Verhalten begründeten Innengesellschaft
an. An deren Annahme knüpfte und knüpft der BGH hohe Anforderungen (zur alten
Rechtsprechung siehe Rdn 14 ff., zur neuen Rechtsprechung siehe Rdn 28).

13 BGH v. 25.11.2009, XII ZR 92/06, NJW 2010, 998 = ZEV 2010, 145 m. Anm. Muscheler.
14 Ebenso schon Grziwotz, FamRZ 2008, 250 (Analogie zu § 1301 S. 1 BGB); Coester, JZ 2008, 315, 316;

Löhnig, DNotZ 2009, 59, 61.
15 BGH v. 3.2.2010, XII ZR 53/08, NJW 2010, 868 = FamRZ 2010, 542; NJW-Spezial 2010, 229. Vgl. auch OLG

Düsseldorf v. 28.3.2006, I-4 U 102/05, ZEV 2007, 184 m. Anm. Muscheler; OLG Brandenburg v. 26.1.2010,
13 W 67/09, BeckRS 2010, 04800; OLG München v. 19.7.2010, 34 O 25145/09, BeckRS 2010, 28347.

16 BGH v. 9.7.2008, XII ZR 179/05, DNotZ 2009, 52 m. Anm. Löhnig = NJW 2008, 3277 = RNotZ 2008, 611
m. Anm. v. Proff; v. 9.7.2008, XII ZR 39/06, NJW 2008, 3282.

17 BGH v. 24.3.1980, II ZR 191/79, BGHZ 77, 55 = NJW 1980, 1520, 1521.
18 Vgl. zuletzt BGH v. 31.10.2007, XII ZR 261/04, NJW 2008, 443 m. Anm. v. Proff = FamRZ 2008, 247

m. Anm. Grziwotz.
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7 Die alte Rechtsprechung des BGH ging von dem Grundsatz aus, dass in der nichtehe-
lichen Lebensgemeinschaft Leistungen materieller oder immaterieller Art, die dem ande-
ren Partner oder der Lebensgemeinschaft zu Gute kommen, unentgeltlich erbracht sind.19

Dieser alten BGH-Rechtsprechung zufolge blieben insbesondere Beiträge im Interesse
der Führung der Lebensgemeinschaft, d.h. finanzielle und immaterielle Leistungen im
Rahmen der gemeinsamen Haushaltsführung20 und solche Beiträge zum Zusammenle-
ben, die bei Parallelwertung in intakter Ehe dem Familienunterhalt (§§ 1360, 1360a
BGB) zuzurechnen wären,21 nicht ausgeglichen.22 Gleiches galt für die (im Zweifel un-
entgeltliche) Pflege des kranken Partners23 und für den Tilgungs- und Zinsdienst in Bezug
auf ein Darlehen, das ein Lebensgefährte im Interesse des Zusammenlebens aufgenom-
men hat und nach den Darlehensbedingungen alleine bedienen muss.24 Nach Ansicht
der Rechtsprechung bestimmen die persönlichen Beziehungen auch das die Lebens-
gemeinschaft betreffende vermögensmäßige Handeln der Partner.25 Persönliche und wirt-
schaftliche Leistungen der Lebensgefährten seien daher nicht gegeneinander abzurech-
nen.26 Die Vorstellung, für Leistungen im gemeinsamen Interesse könnten ohne Abrede

19 Einen fundamental anderen Ansatz verfolgt Lipp, AcP 180 (1980), 537, 583 ff., der ein synallagmatisches Ver-
hältnis der Lebensgefährten erkennen will.

20 Vgl. bereits BAG v. 23.4.1959, 2 AZR 118/56, NJW 1959, 1511; nach OLG München v. 28.7.1987, 5 U
2074/87, FamRZ 1988, 58, kann ein Lebensgefährte ohne entsprechende Vereinbarung vom anderen nicht
Aufwendungsersatz, Erstattung, (Gesamtschuldner-) Ausgleich oder in anderer Weise Ersatz für Materialauf-
wand und eigene Arbeitsleistungen im Zusammenhang mit einer Renovierung einer gemeinsam mit der Le-
bensgefährtin bewohnten Wohnung beanspruchen.

21 Vgl. BGH v. 1.4.1965, II ZR 182/62, WM 1965, 793, 794: „In einem Verhältnis, wie es zwischen der Klägerin
und J jahrelang bestanden hat, werden die Leistungen, die im Rahmen gemeinsamer Haushaltsführung jeder
für den anderen erbringt, gewöhnlich im Hinblick auf die als gleichwertig angesehenen Leistungen des anderen
und deshalb nicht in der Erwartung gewährt, hierfür eine Bezahlung zu erhalten.“; BAG v. 23.4.1959, 2 AZR
118/56, NJW 1959, 1511; OLG Düsseldorf v. 31.1.1997, 7 U 59/96, FamRZ 1997, 1110, 1111; OLG Köln v.
22.11.1996, 11 U 107/96, FamRZ 1997, 1113.

22 Vgl. Schulz, FamRZ 2007, 593, 594 m.w.N.
23 Vgl. OLG Köln v. 22.11.1996, 11 U 107/96, FamRZ 1997, 1113, für den Fall freiwilliger Betreuungsleistun-

gen, anders sei jedoch im Falle der vertraglichen Übernahme einer Pflegeverpflichtung zu entscheiden.
24 Vgl. BGH v. 3.10.1983, II ZR 132/82, FamRZ 1983, 1213 (allerdings sind die dort streitgegenständlichen erheb-

lichen fremdfinanzierten Aufwendungen zum Umbau des im Alleineigentum der Lebensgefährtin stehenden
Hauses in eine Gaststätte m.E. nicht als bloße Beiträge zum Zusammenleben zu qualifizieren); OLG Oldenburg
v. 26.2.1986, 3 U 229/85, FamRZ 1986, 465 m. zust. Anm. Bosch; Schulz, FamRZ 2007, 593, 594 m.w.N.

25 BGH v. 24.3.1980, II ZR 191/79, BGHZ 77, 55, 58 = NJW 1980, 1520, 1521 = BB 1980, 858 = FamRZ 1980,
664 = JR 1980, 455 m. Anm. Görgens; BGH v. 20.1.1983, II ZR 91/82, NJW 1983, 1055 = FamRZ 1983, 349; v.
25.2.1991, II ZR 46/90, DStR 1991, 655, 656 m. Anm. Goette; BGH v. 4.11.1991, II ZR 26/91, NJW 1992, 906,
907 = FamRZ 1992, 408 = DStR 1992, 475; BGH v. 8.7.1996, II ZR 340/95, NJW 1996, 2727; BGH v.
25.9.1997, II ZR 269/96, NJW 1997, 3371= FamRZ 1997, 1533; BGH v. 6.10.2003, II ZR 63/02, NJW 2004,
59, 60 = DStR 2004, 50 = FamRZ 2004, 94; BGH v. 13.4.2005, XII ZR 296/00, NJW-RR 2005, 1089, 1090 f. =
FamRZ 2005, 1151; zustimmend Röthel, Jura 2006, 641, 648.

26 BGH v. 24.3.1980, II ZR 191/79, BGHZ 77, 55, 58 = NJW 1980, 1520, 1521= BB 1980, 858 = FamRZ 1980,
664 = JR 1980, 455 m. Anm. Görgens; Schulz, FamRZ 2007, 593, 594; Sandweg, BWNotZ 1990, 49, 53.
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Gegenleistungen, Wertersatz, Ausgleichung oder Entschädigung verlangt werden, sei
nichtehelichen Lebensgemeinschaften fremd.27 Beiträge im Rahmen des Zusammen-
lebens würden geleistet, sofern Bedürfnisse auftreten und, wenn nicht von beiden, so
von demjenigen erbracht, der dazu in der Lage ist. Der BGH ging davon aus, dass Partner
einer langjährigen nichtehelichen Lebensgemeinschaft die gegenseitigen finanziellen
oder Arbeitsleistungen im Rahmen der Haushaltsführung als gleichwertig ansehen. Sie
gewährten sie daher nicht in der Erwartung, hierfür eine Bezahlung zu erhalten. So hat
der BGH entschieden, dass angeblich von 1946 bis 1960 geleistete Unterhaltszahlungen
in Höhe von 20.000 DM des Mannes von seinen Erben nicht zurück verlangt werden kön-
nen, und dies insbesondere damit begründet, dass ihnen Leistungen der Haushaltsführung
der Frau gegenüberstanden.28 Dieser Rechtsprechung lag die Wertung zu Grunde, dass
Geldleistungen und Arbeitsleistungen, die in intakter Ehe als Beiträge zum Familien-
unterhalt (§ 1360 BGB) einzuordnen wären, in nichtehelicher Lebensgemeinschaft eben-
falls gleichwertig sind.29 Hinzu kam die Scheu davor, Arbeitsleistungen im Haushalt nach
Stundenzahl und Stundenlohn zu bewerten.30 Hervorgehoben wurde auch der Zusammen-
hang mit der (rechtlich irrelevanten) Lebensgemeinschaft.31 Das OLG München hat in ei-
nem Urt. v. 28.7.198732 entschieden, dass ein Lebensgefährte ohne entsprechende Verein-
barung vom anderen nicht Aufwendungsersatz, Erstattung, (Gesamtschuldner-) Aus-
gleich oder in anderer Weise Ersatz für Materialaufwand und eigene Arbeitsleistungen
im Zusammenhang mit einer Renovierung einer gemeinsam mit der Lebensgefährtin be-
wohnten Wohnung beanspruchen kann.33 Das OLG Oldenburg hat ausgeführt, dass ein
Partner, der langlebige Wirtschaftsgüter anschafft, nicht besser gestellt werden darf, als
der, der für den täglichen Bedarf einkauft, Wohnraum zur Verfügung stellt oder Dienst-
leistungen erbringt. Die einander erbrachten Leistungen seien vielmehr als gleichwertig
anzusehen, schon deshalb, weil es gar nicht möglich sei, nach Beendigung der Lebens-
gemeinschaft den Umfang der erbrachten Leistungen festzustellen und zu bewerten.34

27 BGH v. 24.3.1980, II ZR 191/79, BGHZ 77, 55, 58 = NJW 1980, 1520, 1521 = BB 1980, 858 = FamRZ 1980,
664 = JR 1980, 455 m. Anm. Görgens; v. 20.1.1983, II ZR 91/82, NJW 1983, 1055 = FamRZ 1983, 349; BGH v.
6.10.2003, II ZR 63/02, NJW 2004, 58, 59 = DStR 2004, 50 f. = FamRZ 2004, 94; OLG Düsseldorf v.
31.1.1997, 7 U 59/96, FamRZ 1997, 1110, 1111; OLG Köln v. 22.11.1996, 11 U 107/96, FamRZ 1997, 1113.

28 BGH v. 1.4.1965, II ZR 182/62, WM 1965, 793, 794.
29 Gleiches gilt für Liebesdienste, die nach BGH v. 7.12.1983, IVa ZR 160/82, NJW 1984, 797, in einer von emo-

tionalen Bindungen getragenen Beziehung nicht gegen Entgelt erbracht werden.
30 So ausdrücklich OLG Düsseldorf v. 31.1.1997, 7 U 59/96, FamRZ 1997, 1110, 1111; vgl. bereits OLG Olden-

burg v. 26.2.1986, 3 U 229/85, FamRZ 1986, 465 m. zust. Anm. Bosch.
31 OLG Oldenburg v. 26.2.1986, 3 U 229/85, FamRZ 1986, 465 m. zust. Anm. Bosch; OLG Frankfurt v.

23.12.1980, 17 W 35, 80, FamRZ 1981, 253 m. zust. Anm. Bosch.
32 OLG München v. 28.7.1987, 5 U 2074/87, FamRZ 1988, 58.
33 Die Aufrechnung gegen Darlehensrückzahlungsansprüche der Lebensgefährtin wurde daher versagt; OLG

München v. 28.7.1987, 5 U 2074/87, FamRZ 1988, 58.
34 OLG Oldenburg v. 26.2.1986, 3 U 229/85, FamRZ 1986, 465 m. zust. Anm. Bosch.
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1. Keine R�ckforderung wegen Zweckverfehlung
(§ 812 Abs. 1 S. 2 Alt. 2 BGB)

8 Eine bereicherungsrechtliche Rückforderung von während einer nichtehelichen Le-
bensgemeinschaft erfolgten Leistungen unter dem Gesichtspunkt der Verfehlung des
mit der Leistung verfolgten Zwecks (condictio ob rem, § 812 Abs. 1 S. 2 Alt. 2 BGB)
schied nach der Rechtsprechung regelmäßig aus.35 Die Rechtsprechung betonte in die-
sem Zusammenhang die wesensmäßige Instabilität der eheähnlichen Gemeinschaft,36

d.h. dass sie jederzeit von jedem Partner ohne Ankündigung oder Kündigungsfrist ein-
seitig aufgelöst werden kann. Damit sei es unvereinbar, anzunehmen, dass ein Lebens-
gefährte dem anderen Vermögen mit der einschränkenden Maßgabe zuwendet, dass der
andere es im Trennungsfall nur dann behalten darf, wenn sich der zugewendete Gegen-
stand bis dahin amortisiert hat.37 Die Rechtsprechung der Oberlandesgerichte ging re-
gelmäßig davon aus, dass ein etwaiger mit einer Leistung an den Lebensgefährten ver-
folgter Zweck i.S.d. § 812 Abs. 1 S. 2 Alt. 2 BGB bereits erreicht ist. Investitionen in die
gemeinsam bewohnte, aber im Alleineigentum des anderen Lebensgefährten stehende
Immobilie bezweckten danach lediglich die (wenn auch nur vorübergehende) gemein-
same Benutzung.38 In einem Urt. v. 20.1.198339 hat der BGH die Erstattung von Auf-
wendungen für Heizöl, kleinere Reparaturen durch Handwerker und geringfügigen Ma-
terialaufwand, die allesamt dem gemeinsam bewohnten Haus der Partnerin zu Gute ka-
men, nach Trennung verweigert.

9 In seinen Urteilen vom 9.7.200840 hat der BGH die vorgenannte Rechtsprechung auf-
gegeben. Er betont nun nicht mehr die jederzeitige Auflösbarkeit, sondern vielmehr
das Vertrauen in den Fortbestand der Beziehung.

35 BGH v. 8.7.1996, II ZR 340/95, NJW 1996, 2727. Die Anwendung des Bereicherungsrechts ablehnend auch
Lohmann, Verhandlungen des 57. Deutschen Juristentages, Bd. II, I 99, 100; Sandweg, BWNotZ 1990, 49, 55;
Strätz, FamRZ 1980, 434, 435; Diederichsen, NJW 1983, 1017, 1024; OLG München v. 15.11.1979, 8 W
2106/79, FamRZ 1980, 239; OLG Frankfurt am Main v. 23.12.1980, 17 W 35/80, FamRZ 1981, 253
m. Anm. Bosch; OLG Frankfurt am Main v. 23.10.1981, 17 W 29/81, FamRZ 1982, 265 m. Anm. Bosch;
OLG Köln v. 10.3.1995, 3 U 74/94, FamRZ 1995, 1142, 1143. A.A. OLG Stuttgart v. 25.2.1992, 6 U 32/91,
NJW-RR 1993, 1475, 1476; OLG Karlsruhe v. 13.10.1993, 6 U 57/93, NJW 1994, 948; OLG Köln v.
7.11.1994, 16 U 58/94, NJW-RR 1996, 518; Lipp, AcP 180 (1980), 537, 579 ff.

36 Schulz, FamRZ 2007, 593, 594.
37 OLG Hamm v. 11.12.1989, 29 W 116 und 117/88, NJW-RR 1990, 1223.
38 OLG Celle v. 29.6.1999, 4 W 99/99, NJW-RR 2000, 1675.
39 BGH v. 20.1.1983, II ZR 91/82, NJW 1983, 1055.
40 BGH v. 9.7.2008, XII ZR 179/05, DNotZ 2009, 52 m. Anm. Löhnig = NJW 2008, 3277 = RNotZ 2008, 611

m. Anm. v. Proff; BGH v. 9.7.2008, XII ZR 39/06, NJW 2008, 3282.
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2. Keine Anspr�che wegen Wegfalls der Gesch�ftsgrundlage (§ 313 BGB)

10Ansprüche wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage (§ 313 Abs. 3 S. 1 i.V.m. §§ 346 ff.
BGB) lehnte der BGH ab. Der Fortbestand der Lebensgemeinschaft komme nicht als Ge-
schäftsgrundlage in Betracht, weil dies andernfalls der spezifischen Risikoverteilung in
der nichtehelichen Lebensgemeinschaft zuwiderlaufe. Wer eine nichteheliche Lebens-
gemeinschaft eingeht, übernehme das Risiko, dass er Leistungen erbringt, die er nicht
selbst voll ausnutzen und dennoch nicht ersetzt verlangen kann.41 Der BGH lehnte es
in stetiger Rechtsprechung ab, im Fortbestehen der nichtehelichen Lebensgemeinschaft
die Geschäftsgrundlage für Leistungen der Lebensgefährten füreinander zu erblicken.
Nach Beendigung der eheähnlichen Gemeinschaft konnte kein Lebensgefährte von ihm
erbrachte Leistungen unter dem Gesichtspunkt des Wegfalls der Geschäftsgrundlage
(§ 313 Abs. 3 S. 1 i.V.m. §§ 346 ff. BGB) vom anderen zurückverlangen.42

11Diese Rechtsprechung ist seit den BGH-Urteilen vom 9.7.200843 obsolet. Der BGH hält
das Vertrauen in den Fortbestand der Beziehung für schutzwürdig.

3. Schenkungswiderruf wegen groben Undanks (§ 530 Abs. 1 BGB)

12Die bloße Trennung genügt nach der Rechtsprechung nicht als Widerrufsgrund wegen
groben Undanks gemäß § 530 Abs. 1 BGB.44 Der Schenker müsse damit rechnen, dass
sich die Lebensgemeinschaft auflöst. Ihm kann daher nur durch ein vertragliches Rück-
forderungsrecht geholfen werden.

13Die für einen Schenkungswiderruf wegen groben Undanks erforderliche schwere Verfeh-
lung kann somit nur in besonders rücksichtslosen Begleitumständen der Trennung er-
blickt werden.45 Der BGH hat diese Voraussetzungen in einem Fall bejaht, in dem die be-
schenkte Lebensgefährtin den Schenker vor dessen Arbeitgeber angeschwärzt und gegen

41 BGH v. 20.1.1983, II ZR 91/82, NJW 1983, 1055; Sandweg, BWNotZ 1990, 49, 55; Lipp, AcP 180 (1980), 537,
579 f.

42 BGH v. 24.3.1980, II ZR 191/79, BGHZ 77, 55, 60 = NJW 1980, 1520, 1521 = BB 1980, 858 = FamRZ 1980,
664 = JR 1980, 455 m. Anm. Görgens; BGH v. 6.10.2003, II ZR 63/02, NJW 2004, 58, 59 = DStR 2004, 50 =
FamRZ 2004, 94 (Erwerb eines Wohnhauses als gemeinsamer Alterssitz zu Miteigentum und Ausschluss des
Rechts zur Auflösung der Bruchteilsgemeinschaft) m.w.N. aus der Rechtsprechung; BGH v. 13.4.2005, XII
ZR 296/00, NJW-RR 2005, 1089, 1091 = FamRZ 2005, 1151; Röthel, Jura 2006, 641, 648 f.; Burger, FamRZ
2003, 1543, 1544. A.A. OLG Düsseldorf v. 31.1.1997, 7 U 59/96, FamRZ 1997, 1110, 1112; OLG Naumburg
v. 14.2.2006, 8 W 4/06, NJW 2006, 2418; Schulz, FamRZ 2007, 593, 596.

43 BGH v. 9.7.2008, XII ZR 179/05, DNotZ 2009, 52 m. Anm. Löhnig = NJW 2008, 3277 = RNotZ 2008, 611
m. Anm. v. Proff; BGH v. 9.7.2008, XII ZR 39/06, NJW 2008, 3282.

44 Vgl. OLG Frankfurt a.M. v. 12.10.2022, 17 U 125/21, NJOZ 2022, 1543 = BeckRS 2022, 29618 Tz. 76;
LG Gera v. 24.2.2005, 4 O 2404/03 (nicht veröffentlicht); OLG Karlsruhe v. 3.10.1985, 4 U 51/84, BeckRS
2009, 29501.

45 Vgl. OLG Frankfurt a.M. v. 12.10.2022, 17 U 125/21, NJOZ 2022, 1543 = BeckRS 2022, 29618 Tz. 76 ff.
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ihn Anzeige wegen Diebstahls von Kraftstoff seines Arbeitgebers erstattet hat. Sie ver-
stoße gegen ihre Leistungstreuepflicht (§ 242 BGB), wenn sie aus bloßen allgemein
staatsbürgerlichem Interesse und ohne eigene Betroffenheit ihren Lebensgefährten der
Gefahr einer Strafverfolgung und des Verlustes seines Arbeitsplatzes aussetzt.46 Das
OLG Hamm hat groben Undank für den Fall erkannt, dass ein Mann von seiner Partnerin
Geldgeschenke annahm, obwohl er ohne ihr Wissen bereits Verhältnisse zu anderen
Frauen pflegte.47 Der BGH hat groben Undank in einem Fall angenommen, in dem ein
Mann seiner Lebensgefährtin ein Wohnrecht an seinem Haus einräumte, um ihr eine
neue Existenzgrundlage außerhalb der von ihr bislang betriebenen Prostitution zu ver-
schaffen, wenn die Frau sich später wieder der Prostitution zugewandt hat und ein Ver-
hältnis zu einem anderen Mann unterhalten hat.48 Das OLG Frankfurt hat groben Undank
verneint, als der Schenker die Beschenkte mit einer anderen Frau betrogen hat und es hie-
rauf zu einem „emotional aufgeladenen Trennungsgeschehen und hitzigen Auseinander-
setzungen“ mit „Wortgefechten“ und „wechselseitigen Beschimpfungen über Whats-
App“ kam, in deren Verlauf der Schenker unmittelbar nach der Trennung zweimal gegen
das Fahrzeug der Beschenkten gefahren ist und dieses nicht nur unerheblich beschädigt
hat, die Beschenkte gegen den Schenker Strafanzeige erstattet und ein polizeiliches Kon-
taktverbot erwirkt hat.49 Das OLG Frankfurt berücksichtigte dabei, dass die „behaupteten
Geschenke einem luxuriösen, exklusiven, eher konsumorientierten Lebensstil entspran-
gen, zu dem nach übereinstimmendem Vortrag der – finanziell gut situierten – Parteien
der Einkauf in hochpreisigen Geschäften ebenso wie der regelmäßige Besuch teurer Res-
taurants, internationale Reiseaufenthalte in gehobenen Hotels und das Aufsuchen von
Therapeuten im Ausland dazugehörte“.50

II. Abfindungsansprüche aus Innengesellschaft

14 Eine vermögensmäßige Gesamtauseinandersetzung nach Auflösung einer nichtehe-
lichen Lebensgemeinschaft, die alle während ihres Bestehens erbrachten Leistungen
oder Zuwendungen der Partner untereinander berücksichtigt (Gesamtsaldierung aller
Ausgaben der Partner), fand nach ständiger Rechtsprechung nicht statt, wenn es die Part-

46 BGH v. 28.9.1990, V ZR 109/89, BGHZ 112, 259, 263.
47 OLG Hamm v. 30.9.1977, 11 U 99/77, NJW 1978, 224. Kein grober Undank dürfte aber mit OLG München

v. 28.1.2009, 20 U 2673/08, BeckRS 2009, 05471, FamRZ 2009, 1831 = RNotZ 2009, 339 m. Anm. v. Proff
vorliegen, wenn die Ehefrau im Jahr 1991 und damit im zweiten Ehejahr ein ehebrecherisch gezeugtes Kind
zur Welt bringt, das sie jedoch möglicherweise für ein eheliches hielt, und im Jahr 2001 vom Ehemann
schenkweise erhebliche Geldzuwendungen erhält. Der grobe Undank kann der Schenkung zeitlich nicht vor-
gehen.

48 BGH v. 13.11.2012, X ZR 80/11, BeckRS 2012, 25607.
49 OLG Frankfurt a.M. v. 12.10.2022, 17 U 125/21, NJOZ 2022, 1543 = BeckRS 2022, 29618 Tz. 76 ff.
50 OLG Frankfurt a.M. v. 12.10.2022, 17 U 125/21, NJOZ 2022, 1543 = BeckRS 2022, 29618 Tz. 79.
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ner nicht ausdrücklich anders vereinbart hatten.51 Ebenso wenig war Raum für einen Ge-
samtvermögensausgleich nach Art des Zugewinnausgleichs, in den die Vermögensent-
wicklung beider Partner während ihrer Lebensgemeinschaft einbezogen wird.

15Trafen die Beteiligten ausdrückliche vertragliche Vereinbarungen, wurden diese selbst-
verständlich anerkannt, weil die nichteheliche Lebensgemeinschaft keinen rechtsfreien
Raum schafft. Meist fehlten jedoch derartige Vereinbarungen der Partner. Der BGH
ließ hinsichtlich einzelner Vermögensgegenstände von bedeutendem Wert nach ge-
sellschaftsrechtlichen Grundsätzen einen Ausgleich zu. Der nunmehr nach der Ge-
schäftsverteilung zuständige XII. (Familien-) Senat des BGH hat die Grundlage hierfür
in Abkehr von der bisherigen Rechtsprechung in einem Urt. v. 28.9.2005 nicht mehr in
einer „entsprechenden Anwendung“ der §§ 730 ff. BGB (ab 1.1.2024: § 740b Abs. 1
BGB idF durch das MoPeG52), sondern darin gesehen, dass eine Innengesellschaft durch
schlüssiges Verhalten zu Stande gekommen sei.53 Die nichteheliche Lebensgemeinschaft
sei eine Verbindung ohne Rechtsbindungswillen. Aus einer bloßen faktischen Willens-
übereinstimmung könnten sich gesellschaftsrechtliche Ausgleichsansprüche nicht erge-
ben.54 In seinen beiden Urteilen vom 9.7.2008 hat der BGH diese Rechtsprechung und
ihre dogmatische Grundlage (konkludente Innengesellschaft) bestätigt. Er hat jedoch ih-
ren Anwendungsbereich auf Vermögensgegenstände eingeschränkt, die zur Erzie-
lung von Einkünften dienen (z.B. Mietobjekte, Unternehmen, Freiberuflerpraxen).55

Wenn es dagegen um das selbst bewohnte Familienwohnhaus geht, hegt der BGH nun
Zweifel an dem für eine Innengesellschaft der Partner unverzichtbaren Bindungswillen,
soweit diese lediglich „die nichteheliche Lebensgemeinschaft verwirklichen“ wollten.56

51 OLG Düsseldorf v. 31.1.1997, 7 U 59/96, FamRZ 1997, 1110, 1111.
52 Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts (Personengesellschaftsrechtsmodernisierungs-

gesetz – MoPeG) v 10.8.2021, BGBl 2021 I, 3436.
53 BGH v. 28.9.2005, XII ZR 189/02, NJW 2006, 1268, 1270; BGH v. 31.10.2007, XII ZR 261/04, NJW 2008,

443 m. Anm. v. Proff, Tz. 17 = FamRZ 2008, 247 m. Anm. Grziwotz; OLG Koblenz v. 7.9.2022, 9 UF
123/22, BeckRS 2022, 39337, Tz. 18 (Ehegatteninnengesellschaft). Allein durch das gemeinsame Wohnen
und Wirtschaften kommt dagegen keine Gesellschaft bürgerlichen Rechts zustande; vgl. Schulz, FamRZ
2007, 593, 594.

54 BGH v. 28.9.2005, XII ZR 189/02, NJW 2006, 1268, 1270; BGH v. 31.10.2007, XII ZR 261/04, NJW 2008,
443 m. Anm. v. Proff, Tz. 17 = FamRZ 2008, 247 m. Anm. Grziwotz.

55 BGH v. 9.7.2008, XII ZR 179/05, DNotZ 2009, 52 m. Anm. Löhnig = NJW 2008, 3277 = RNotZ 2008, 611
m. Anm. v. Proff, Tz. 21–23; BGH v. 9.7.2008, XII ZR 39/06, NJW 2008, 3282, Tz. 13–15, vgl. für Ehegatten
BGH v. 19.9.2012, XII ZR 136/10, NJW 2012, 3374.

56 BGH v. 9.7.2008, XII ZR 179/05, DNotZ 2009, 52 m. Anm. Löhnig = NJW 2008, 3277 = RNotZ 2008, 611
m. Anm. v. Proff, Tz. 22; BGH v. 9.7.2008, XII ZR 39/06, NJW 2008, 3282, Tz. 14; BGH v. 6.7.2011, XII
ZR 190/08, Tz. 23, BeckRS 2011, 20252 = NZG 2011, 984; LG Köln v. 19.8.2014, 15 O 315/13, BeckRS 2015,
10974; OLG Hamm v. 6.4.2022, 8 U 172/20, NJW-RR 2022, 957 = BeckRS 2022, 8899 Rn 37. Ebenso für
Ehegatten BGH NJW 2006, 1268, 1269; Arens, FamRZ 2000, 266, 268; OLG Karlsruhe FamRZ 2008, 1080;
OLG Schleswig v. 20.4. 2016, 15 UF 84/15, juris 2016, 851 Tz. 17.

B. Alte BGH-Rechtsprechung bis zum 9.7.2008 § 2

39



Reemers Publishing Services GmbH
o:/DAV/6288_Satz/3d/nv.6288.p0002.3d from 22.09.2023 16:02:49
3B2/APP 9.1.406; Page size: 148.00mm x 210.00mm

16 Die Annahme einer durch schlüssiges Verhalten begründeten Innengesellschaft liegt nahe,
wenn die Partner durch gemeinschaftliche Leistungen einen Vermögensgegenstand erwirt-
schaftet haben, der dinglich nur dem einen Partner zusteht, hierbei aber im Innenverhältnis
die Absicht verfolgt haben, einen – wenn auch nur wirtschaftlich – gemeinschaftlichen
Wert zu schaffen, der von ihnen für die Dauer ihrer Partnerschaft nicht nur gemeinsam ge-
nutzt wird, sondern ihnen nach ihrer Vorstellung auch gemeinsam gehören soll.57

17 Die Voraussetzungen für einen gesellschaftsrechtlichen Ausgleichsanspruch sind nach
der Rechtsprechung des BGH beispielsweise dann gegeben, wenn die Partner durch bei-
derseitige Arbeit, finanzielle Aufwendungen oder sonstige Leistungen zusammen ein ge-
werbliches Unternehmen aufbauen, betreiben und als gemeinsamen Wert betrachten und
behandeln.58 Gleiches gilt, wenn während einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft Ren-
diteobjekte gemeinsam derart geschaffen werden, dass die Partnerin Grundstücke erwirbt
und der Partner an deren Bebauung wesentlich mitwirkt.59 Diese Grundsätze gelten auch
nach den Urteilen vom 9.7.2008. Der Sachverhalt, dass der Lebensgefährte wesentlich
zum Bau des gemeinsam bewohnten Hauses beiträgt, das im Alleineigentum des anderen
Lebensgefährten steht, war dagegen nur nach alter Rechtsprechung tauglicher Gesell-
schaftsgegenstand.60

18 Immer muss der Beitrag des dinglich nicht beteiligten Lebensgefährten dem Substanzauf-
bau, der Erhaltung oder wesentlichen Verbesserung dienen. Nicht ausreichend sind bloße
Reparaturmaßnahmen oder -aufwendungen. Daher begründen auf eigene Kosten vor-

57 Vgl. bereits BGH v. 1.4.1965, II ZR 182/62, WM 1965, 793; BGH v. 24.6.1985, II ZR 255/84, NJW 1986, 51
(Bau zweier Dreifamilienhäuser als Renditeobjekte); BGH v. 4.11.1991, II ZR 26/91, NJW 1992, 906, 907 =
FamRZ 1992, 408; BGH v. 8.7.1996, II ZR 193/95, NJW-RR 1996, 1473 (Beitrag von 90000 DM zur Anschaf-
fung einer gemeinsam bewohnten und nur auf die Lebensgefährtin eingetragenen Wohnung); BGH v.
25.9.1997, II ZR 269/96, NJW 1997, 3371 f. = FamRZ 1997, 1533 (Beitrag von 94.000 DM zur Anschaffung
einer gemeinsam bewohnten und nur auf die Lebensgefährtin eingetragenen Wohnung); BGH v. 10.1.2000, II
ZR 247/98, WM 2000, 522; BGH v. 21.7.2003, II ZR 249/01, FamRZ 2003, 1542 m. Anm. Burger = NZG
2003, 1015; BGH v. 13.4.2005, XII ZR 296/00, NJW-RR 2005, 1089, 1091 = FamRZ 2005, 1151; BGH v.
31.10.2007, XII ZR 261/04, NJW 2008, 443 m. Anm. v. Proff, Tz. 17 = FamRZ 2008, 247 m. Anm. Grziwotz.
Vgl. auch OLG Hamm v. 31.10.1979, 8 U 114/78, NJW 1980, 1530 (Hotelbetrieb); OLG Stuttgart v.
31.1.1991, 13 U 88/90, DStR 1992, 474 m. Anm. Goette, rkr. nach BGH v. 13.1.1992, II ZR 70/91, nicht ver-
öffentlicht; OLG Köln v. 10.3.1995, 3 U 74/94, FamRZ 1995, 1142, 1143; OLG Bremen v. 14.7.1998, 3 U
22/98, NZG 1999, 25; OLG Bremen v. 4.1.2013, 4 W 5/12, NJW-RR 2013, 197; OLG Koblenz v. 7.9.2022,
9 UF 123/22, BeckRS 2022, 39337, Tz. 18 f. (Ehegatteninnengesellschaft); Staudinger/Habermeier, BGB,
§ 730 Rn 8.

58 BGH v. 12.7.1982, II ZR 263/81, BGHZ 84, 388, 390 = FamRZ 1982, 1065 m. Anm. Bosch.
59 BGH v. 24.6.1985, II ZR 255/84, NJW 1986, 51; BGH v. 10.1.2000, II ZR 247/98, WM 2000, 522.
60 BGH v. 1.4.1965, II ZR 182/62, WM 1965, 793; BGH v. 1.2.1993, II ZR 106/92, NJW-RR 1993, 774 = FamRZ

1993, 939; OLG Bremen v. 14.7.1998, 3 U 22/98, NZG 1999, 25; OLG Schleswig v. 12.1.2001, 14 U 120/00,
FamRZ 2002, 96, nimmt sogar bei Erwerb einer Wohnung durch die Lebensgefährten zu 1/ 2 Miteigentums-
bruchteilen eine Innengesellschaft an mit der Folge, dass jeder Lebensgefährte vom anderen nach Beendigung
der Lebensgemeinschaft und Verkauf der Wohnung den entstandenen Verlust mitzutragen hat.
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genommene Renovierungsmaßnahmen eines Lebensgefährten an der von ihm gemieteten
und von beiden genutzten Wohnung auch dann keine Ausgleichsansprüche gegen die Le-
bensgefährtin, wenn die Lebensgemeinschaft scheitert.61 In diesem Fall steht der Zweck
des gemeinschaftlichen Zusammenlebens ganz im Vordergrund.

19Maßgebend für das Bestehen von Ausgleichsansprüchen ist nach der ständigen Recht-
sprechung des BGH eine Gesamtwürdigung, die sich an getroffenen Absprachen, Äuße-
rungen des dinglich allein berechtigten Partners gegenüber Dritten, den finanziellen Ver-
hältnissen der beiden Partner und daran orientiert, dass jedenfalls bei Vermögenswerten
von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung wesentliche Beiträge des Partners, der nicht
Eigentümer oder Miteigentümer ist, einen Anhaltspunkt für eine gemeinschaftliche Wert-
schöpfung bilden.62

20Stets sind aber ausdrückliche Vereinbarungen vorrangig. Sie verdrängen einen gesell-
schaftsrechtlichen Ausgleichsanspruch. Trägt der Lebensgefährte beispielsweise zum
Erwerb eines Wohnhauses durch seine Partnerin bei und ist man sich einig, dass ihm
als einzige Gegenleistung ein grundbuchlich abgesichertes Mitbenutzungsrecht einge-
räumt wird, so ist für einen gesellschaftsrechtlichen Ausgleichsanspruch nach Ansicht
des OLG Naumburg kein Raum mehr.63 Ist die Lebensgefährtin beim Partner angestellt
und erbringt ihre Beiträge zum Betrieb ihres Partners aufgrund dieses Anstellungsver-
trages, kann sie nicht darüber hinaus beanspruchen, als Innengesellschafterin am Be-
triebserfolg beteiligt zu werden, weil ihre Leistungen auf ausdrücklicher arbeitsvertrag-
licher Grundlage vergütet worden sind.64 Allerdings bestand auf die durchgängige An-
wendung dieses Grundsatzes durch die Rechtsprechung kein Verlass. So hat das OLG
Schleswig hinter dem Erwerbsbeteiligungsverhältnis der Bruchteilsgemeinschaft eine
konkludent begründete Innengesellschaft bürgerlichen Rechts erkannt.65

61 OLG München v. 28.7.1987, 5 U 2074/87, FamRZ 1988, 58; dies gilt selbst dann, wenn die Handwerkerrech-
nungen erst nach Trennung fällig werden; vgl. BGH v. 20.1.1983, II ZR 91/82, NJW 1983, 1055.

62 BGH v. 4.11.1991, II ZR 26/91, NJW 1992, 906, 907 = FamRZ 1992, 408 = DStR 1992, 475 = WM 1992, 610,
611; BGH v. 1.2.1993, II ZR 106/92, NJW-RR 1993, 774 = FamRZ 1993, 939 m.w.N.; BGH v. 8.7.1996, II ZR
193/95, NJW-RR 1996, 1473 = DStR 1996, 1740 m. Anm. Goette; BGH v. 10.1.2000, II ZR 247/98, WM 2000,
522.

63 OLG Naumburg v. 17.9.2002, 8 W 9/02, NJW-RR 2003, 578, 579.
64 OLG Brandenburg v. 10.12.2014, 10 WF 63/14, NJW-RR 2015, 516.
65 OLG Schleswig v. 12.1.2001, 14 U 120/00, FamRZ 2002, 96: Die Frau brachte 150000 DM Eigenkapital ein,

während ihr Lebensgefährte die überwiegenden laufenden Zins- und Tilgungsdienst für die Fremdfinanzie-
rung übernahm. Bevor die Immobilie abbezahlt war, trennte man sich und veräußerte sie mit Verlust. Die
Frau verlangte mit Erfolg vom Mann, zur Verlustdeckung beizutragen.
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C. Vermögensausgleich nach Trennung nach neuer
Rechtsprechung

I. Vorgeschichte, „Umbuchungs“-Urteil des BGH vom 31.10.2007

21 Lange Zeit prägte der II. (Gesellschaftsrechts-) Senat die Rechtsprechung zur nichtehe-
lichen Lebensgemeinschaft. Dies mag ein Grund dafür sein, dass der BGH einen Ver-
mögensausgleich gescheiterter Beziehungen im Wesentlichen nur auf gesellschafts-
rechtlicher Grundlage bejahte. Als der XII. (Familienrechts-) Senat die Zuständigkeit
für die nichteheliche Lebensgemeinschaft erhielt, führte er diese Rechtsprechung zu-
nächst fort, ohne sie wesentlich zu ändern.66 Lediglich die dogmatische Begründung
wurde seit einem Urt. v. 28.9.2005 nicht mehr in einer „entsprechenden Anwendung“
der §§ 730 ff. BGB, sondern darin gesehen, dass eine Innengesellschaft durch schlüssi-
ges Verhalten zu Stande gekommen sei.67

22 In einem Urt. v. 31.10.200768 hat der BGH diese Rechtsprechung zwar im Grundsatz be-
stätigt, jedoch erstmals offengelassen, ob Ausgleichsansprüche nach § 313 BGB (ge-
meinschaftsbezogene Zuwendung, deren Geschäftsgrundlage mit Auflösung der Lebens-
gemeinschaft wegfällt) oder nach § 812 Abs. 1 S. 2 Alt. 2 BGB zur Anwendung kommen
können. Ein an Krebs erkrankter Mann überwies seiner Lebensgefährtin im März 1999,
ein halbes Jahr vor seinem Tod, knapp 40.000 EUR unter der Bezeichnung „Umbu-
chung“. Nach dem Tod des Mannes verlangte sein Sohn Rückzahlung, da sein Vater sei-
ner Partnerin nur ein Darlehen habe gewähren wollen. Er habe den Betrag dem Zugriff
seiner von ihm getrenntlebenden Frau entziehen wollen. Der BGH konnte die Frage,
ob Ansprüche nach § 313 BGB oder § 812 Abs. 1 S. 2 Alt. 2 BGB zur Anwendung kom-
men können, offenlassen. Der geldgebende Lebensgefährte hatte bei der Überweisung
seinen nahen Tod vor Augen, so dass nicht davon ausgegangen werden konnte, dass
der Fortbestand der Lebensgemeinschaft Geschäftsgrundlage der „Umbuchung“ war.

II. BGH-Urteile vom 9.7.2008

23 Die beiden Grundsatz-Urteile des BGH zur nichtehelichen Lebensgemeinschaft vom
9.7.200869 haben finanzielle Beiträge bzw. Arbeitsleistungen eines Partners zum Gegen-

66 BGH v. 13.4.2005, XII ZR 296/00, NJW-RR 2005, 1089, 1090 f. = FamRZ 2005, 1151.
67 BGH v. 28.9.2005, XII ZR 189/02, NJW 2006, 1268, 1270; BGH v. 31.10.2007, XII ZR 261/04, NJW 2008,

443 m. Anm. v. Proff, Tz. 17 = FamRZ 2008, 247 m. Anm. Grziwotz. Allein durch das gemeinsame Wohnen
und Wirtschaften kommt dagegen keine Gesellschaft bürgerlichen Rechts zustande; vgl. Schulz, FamRZ 2007,
593, 594.

68 BGH v. 31.10.2007, XII ZR 261/04, NJW 2008, 443.
69 BGH v. 9.7.2008, XII ZR 179/05, DNotZ 2009, 52 m. Anm. Löhnig = NJW 2008, 3277 = RNotZ 2008, 611

m. Anm. v. Proff; v. 9.7.2008, XII ZR 39/06, NJW 2008, 3282.
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stand, die gemeinsam bewohnten Immobilien zu Gute kamen und weit über den Grad der
dinglichen Beteiligung des Leistenden an dem Objekt hinausgingen.

1. Sachverhalt

24Im dem Urteil XII ZR 39/0670 zugrundeliegenden Sachverhalt erwarben die Lebens-
gefährten im Jahr 1995 in Bruchteilsgemeinschaft zu je 1/ 2 ein Baugrundstück. Sie trugen
den Kaufpreis für das Grundstück und die Grunderwerbsteuer zu gleichen Teilen. Die
Partner bebauten das Grundstück anschließend mit einem Familienwohnhaus, das sie ge-
meinsam zu eigenen Wohnzwecken nutzten. Die Frau trug im Prozess vor, dass sie in weit
höherem Umfang als der Mann zur Bebauung beigetragen habe. Von Beruf Architektin,
habe sie allein umfangreiche Bauplanungsleistungen und erhebliche finanzielle Beiträge
erbracht. Im Jahr 2002 ging die Beziehung auseinander. Die Frau verlangte nun vom
Mann, ihr die Hälfte ihrer Mehrleistungen beim Hausbau zu erstatten. Diese bezifferte
sie mit 203.926,77 EUR. Sie trug vor, dass sie und ihr Lebensgefährte bereits beim Er-
werb des Grundstücks darüber einig gewesen seien, alle Kosten hälftig zu teilen.

25Im Urteil XII ZR 179/0571 ging es ebenfalls um ein Familienwohnhaus. Dieses stand je-
doch im Alleineigentum der Frau. Diese erwarb das betreffende Baugrundstück 1999 mit
finanziellen Mitteln beider Partner allein auf ihren Namen. Anschließend wurde das
Grundstück mit einem Einfamilienwohnhaus samt Einliegerwohnung bebaut. Der
Mann wurde weder als Miteigentümer im Grundbuch eingetragen noch hat er eine sons-
tige dingliche Berechtigung an dem Grundstück erlangt. Dies entsprach seinem ausdrück-
lichen Wunsch. Er hatte Kinder aus einer geschiedenen Ehe. Diese sollten nach seinem
Tode möglichst keine Erb- oder Pflichtteilsansprüche im Hinblick auf die Immobilie er-
werben. Nach seinem bestrittenen Vortrag hat ihm seine Partnerin beim Erwerb ein le-
benslanges „Wohnrecht“ versprochen. Dem vom BGH wiedergegebenen Sachverhalt
lässt sich nicht entnehmen, ob sich dieses „Wohnrecht“ auf alle Räume der Immobilie
oder – was nahe liegt – nur auf einen Teil davon erstrecken bzw. nur als Mitwohnrecht
konzipiert sein sollte, ohne dass die Partnerin gänzlich von der Nutzung hätte aus-
geschlossen werden können. Immerhin sollte das Anwesen den Lebensgefährten teils
als gemeinsame Wohnung dienen, teils dem für eine Bausparkasse tätigen Mann als
Büro und teils der Tochter der Frau als Wohnung. Die für die dingliche Entstehung des
„Wohnrechts“ erforderlichen Erklärungen hat die Frau jedoch in der Folgezeit nicht abge-
geben, so dass es auch nicht im Grundbuch eingetragen worden ist. 2003 kam es zu Span-

70 BGH v. 9.7.2008, XII ZR 39/06, NJW 2008, 3282. Vorinstanzen: LG Frankfurt am Main v. 8.3.2004, 2 –
30 O 237/02 (nicht veröffentlicht); OLG Frankfurt am Main v. 20.1.2006, 8 U 75/04 (nicht veröffentlicht).

71 BGH v. 9.7.2008, XII ZR 179/05, DNotZ 2009, 52 m. Anm. Löhnig = NJW 2008, 3277 = RNotZ 2008, 611
m. Anm. v. Proff; Vorinstanzen: LG Gera v. 24.2.2005, 4 O 2404/03 (nicht veröffentlicht); OLG Jena v.
18.10.2005, 8 U 278/05 (nicht veröffentlicht).
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nungen der Beteiligten. Auf eine Räumungsklage der Eigentümerin hin verließ der Part-
ner das Haus. Er verlangte nun Zahlung in Höhe von 83.806,25 EUR als Ausgleich für
seine finanziellen Beiträge zum Hausbau sowie 10.000 EUR als Ausgleich für seine
am Hausbau erbrachten eigenen Arbeitsleistungen, die er mit einem Umfang von jeden-
falls 1.000 Stunden zu jeweils 10 EUR ansetzte.

2. Entscheidung des BGH

26 Legt man die bisherige Rechtsprechung des BGH zugrunde, so wären die geltend ge-
machten Ansprüche in beiden Verfahren abzulehnen gewesen. Anhaltspunkte für eine
durch schlüssiges Verhalten begründete Innengesellschaft bürgerlichen Rechts der Le-
bensgefährten waren nicht ausreichend vorhanden. Im Falle XII ZR 39/06 lag dies daran,
dass die Frau bereits als Miteigentümerin eingetragen war.72 Die Rechtsprechung des
BGH hat Innengesellschaften im Wesentlichen nur in Fällen angenommen, in denen
ein Partner alleine erworben hatte.73 Im Falle XII ZR 179/05 war das Bestehen einer In-
nengesellschaft deshalb abzulehnen, weil dem Partner nach seinem Vortrag bereits ein
Wohnrecht versprochen war.74 Alles sprach daher dafür, dass der Mann lediglich ein Mit-
benutzungsrecht, jedoch nicht das Miteigentum an dem Grundstück erhalten sollte. Eine
Innengesellschaft kommt ebenfalls nicht zu Stande, wenn eine Immobilie allein auf die
Frau angeschafft wird, weil der als selbstständiger Handwerker tätige Mann sie vor etwai-
gen Haftungs- oder Insolvenzrisiken schützen will.75

27 In Aufgabe seiner bisherigen Rechtsprechung sieht der BGH nun Raum für Anspruchsgrund-
lagen jenseits des Ausgleichs nach den Regeln der Innengesellschaft bürgerlichen Rechts. Im
Falle XII ZR 39/06 sind dies die Grundsätze über den Wegfall der Geschäftsgrundlage
(§ 313 BGB). Im Falle XII ZR 179/05 ist dies der Anspruch aus § 812 Abs. 1 S. 2 Alt. 2
BGB (Rückforderung wegen Nichterreichung des mit der Leistung verfolgten Zwecks).

III. Vermögensausgleich bei Trennung

1. Innengesellschaft nur noch im Eink�nfteerzielungsbereich

28 Gleichsam als roter Faden zieht sich durch die beiden in weiten Teilen gleichlautenden
Urteile vom 9.7.2008 die Tendenz, die Auseinandersetzung gescheiterter nichtehelicher

72 Mit gleicher Begründung lehnte die Vorinstanz einen Ausgleichsanspruch wegen Innengesellschaft ab; vgl.
LG Frankfurt am Main v. 8.3.2004, 2 – 30 O 237/02 (nicht veröffentlicht).

73 BGH NJW 1992, 906, 907; BGH NJW-RR 1996, 1473; BGH NJW 1997, 3371 f.; BGH NJW-RR 2005, 1089,
1091; a.A. OLG Schleswig FamRZ 2002, 96.

74 So ausdrücklich für die Gütertrennungsehe BGHZ 84, 361 = NJW 1982, 2236, Rn 17.
75 BGH v. 6.7.2011, XII ZR 190/08, Tz. 17, BeckRS 2011, 20252 = NZG 2011, 984.
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Lebensgemeinschaften an die von der Rechtsprechung entwickelten Regeln über den
Vermögensausgleich von Gütertrennungsehen76 anzugleichen.77 So schränkt der BGH
in einem ersten Schritt den Anwendungsbereich der konkludent begründeten Innengesell-
schaft zwischen Lebensgefährten ein.78 Der BGH hegt nun Zweifel an dem für eine Innen-
gesellschaft der Partner unverzichtbaren Bindungswillen, soweit diese lediglich „die
nichteheliche Lebensgemeinschaft verwirklichen“ wollten.79 Mit dieser knappen Formu-
lierung ist nicht die Selbstverständlichkeit gemeint, dass das Zusammenleben nicht taug-
licher Gesellschaftszweck sein kann. Vielmehr geht es darum, dass eine Innengesellschaft
zwischen Lebensgefährten nur konkludent begründet wird, soweit Vermögensgegen-
stände betroffen sind, die zur Erzielung von Einkünften dienen (z.B. Mietobjekte, Unter-
nehmen, Freiberuflerpraxen), nicht dagegen wenn es um das Familienwohnhaus geht.80

Die Innengesellschaft wird regelmäßig durch die Trennung aufgelöst.81

2. Wegfall der Gesch�ftsgrundlage („gemeinschaftsbezogene
Zuwendung“), Bereicherungsanspr�che wegen Zweckverfehlung

29Dass es bei einer ersatzlosen Verkürzung des Spektrums möglicher Ausgleichsansprüche
nach gescheiterter nichtehelicher Lebensgemeinschaft nicht bleiben kann, leuchtet ein.
Die Beteiligten begeben sich mit der Begründung einer nichtehelichen Lebensgemein-
schaft nicht in einen rechtsfreien Raum. Der im Dienste der gemeinsamen Sache beson-
ders engagierte Lebensgefährte ist schutzwürdig. Er ist auch schutzbedürftig, dies in noch
höherem Maße als der Ehegatte, der wenigstens Aussicht auf einen Vermögensausgleich
– abhängig vom Güterstand – im Scheidungsfalle oder (jedenfalls in Höhe seines Pflicht-
teils) bei Beendigung durch Tod hat.82 Der BGH bejaht daher in den Urteilen vom

76 Vgl. dazu BGHZ 142, 137 = NJW 1999, 2962; BGH FamRZ 1997, 933; Bruch, MittBayNot 2008, 173.
77 Gleiche Einschätzung bei Löhnig, DNotZ 2009, 59. So ausdrücklich BGH v. 6.7.2011, XII ZR 190/08, Tz. 23,

BeckRS 2011, 20252 = NZG 2011, 984.
78 BGH v. 9.7.2008, XII ZR 179/05, DNotZ 2009, 52 m. Anm. Löhnig = NJW 2008, 3277 = RNotZ 2008, 611

m. Anm. v. Proff, Tz. 21–23; BGH v. 9.7.2008, XII ZR 39/06, NJW 2008, 3282, Tz. 13–15.
79 BGH v. 9.7.2008, XII ZR 179/05, DNotZ 2009, 52 m. Anm. Löhnig = NJW 2008, 3277 = RNotZ 2008, 611

m. Anm. v. Proff, Tz. 22; BGH v. 9.7.2008, XII ZR 39/06, NJW 2008, 3282, Tz. 14; v. 6.7.2011, XII ZR
190/08, Tz. 16, BeckRS 2011, 20252 = NZG 2011, 984; OLG Brandenburg v. 10.12.2014, 10 WF 63/14,
NJW-RR 2015, 516; LG Köln v. 23.6.2017, 3 O 280/16, BeckRS 2017, 122731 Tz. 14; OLG Brandenburg
v. 23.1.2019, 4 U 39/17, NJOZ 2019, 1183 Rn 38; KG v. 20.7.2020, 17 UF 11/19, BeckRS 2020, 38040 Rn 24;
OLG Brandenburg v. 23.2.2022, 7 U 133/20, BeckRS 2022, 3972. Ebenso für Ehegatten BGH NJW 2006,
1268, 1269; Arens, FamRZ 2000, 266, 268; OLG Karlsruhe FamRZ 2008, 1080.

80 Zust. Löhnig, DNotZ 2009, 59, 60. Ebenso schon für Ehegatten BGH NJW 1999, 2962, insbes. Rn 18 und 27;
vgl. dazu Grziwotz, DNotZ 2000, 486, Langenfeld, ZEV 2000, 14; BGHZ 84, 361 = NJW 1982, 2236.

81 AG Kehl v. 8.5.2016, 1 F 332/15, juris (betreffend von Ehegatten betriebenes und im Alleineigentum der Ehe-
frau stehendes Altersheim).

82 Zu Ansprüchen auf Rückgewähr ehebezogener Zuwendungen im gesetzlichen Güterstand vgl. OLG Olden-
burg NJW-RR 2008, 596; Wever, FamRZ 2008, 1485, 1491.
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